
   Inhalt 
 

Neues aus der Gesetzgebung & Finanzverwaltung 
 
Bundesrat: Vermittlungsausschuss berät am 21. Februar 2024 das 
Wachstumschancengesetz  
 
Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 1. Februar 2024 
Verzicht des Gesellschafters auf unter Nennwert erworbene Genussrechtsforderung  
EuGH: Mehrwertsteuerschuld bei Ausstellung von Scheinrechnungen durch Arbeitnehmer 
des Unternehmers  
 
Terminplaner 
 
Connected Tax Compliance – die Steuerfunktion der Zukunft  
 
Noch Fragen? 

  

steuern + recht aktuell 
Ausgabe 4 

1. Februar 2024 

  Wichtige Änderungen in Recht und Gesetz 



2 

Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundesrat: Vermittlungsausschuss berät am 21. Februar 2024 das 
Wachstumschancengesetz 

Der Vermittlungsausschuss von Bundestag und Bundesrat befasst sich am 21. 
Februar 2024 u.a. mit dem Wachstumschancengesetz, zu dem der Bundesrat im 
letzten Jahr den Vermittlungsausschuss angerufen hatte. 

Wachstumschancengesetz 

Das Wachstumschancengesetz (Drucksachen in DIP) hatte der Bundestag am 
17. November 2023 verabschiedet. Es soll die Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Deutschland stärken. Eine Investitionsprämie als zentrales Element soll 
die Transformation der Wirtschaft fördern und die Standortbedingungen mit 
steuerlichen Anreizen für Investitionen in saubere und klimafreundliche 
Technologien verbessern. 

Die Länder kritisieren, dass der Bundestag nur punktuell auf die 
Änderungsvorschläge des Bundesrates aus dem 1. Durchgang des 
Gesetzentwurfs eingegangen sei. Auch aufgrund der vielen kurzfristigen 
Änderungen im Bundestagsverfahren bestehe Überarbeitungsbedarf. Die 
finanziellen Belastungen für Länder und Kommunen seien außerdem zu hoch. 

Weitere Gesetze im Vermittlungsausschuss: 

Auf der Tagesordnung des Vermittlungsausschusses stehen am 21.2.2024 
außerdem das Krankenhaustransparenzgesetz, das 
Hauptverhandlungsdokumentationsgesetz und das Gesetz zur Förderung des 
Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zivilgerichtsbarkeit und den 
Fachgerichtsbarkeiten. 

Fundstelle 

Bundesrat online, Meldung vom 25. Januar 2024.   

https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-st%C3%A4rkung-von-wachstumschancen-investitionen-und-innovation-sowie-steuervereinfachung/303318?term=Wachstumschancengesetz&rows=25&pos=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/termine/DE/presse/20240221-va.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 1. Februar 2024 

 
 
Es wird eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
darüber eingeholt, ob § 52 Abs. 10 Satz 4 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) i.d.F. des 
Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetzes 
(AbzStEntModG) vom 02.06.2021 (BGBl I 2021, 1259) gegen das 
verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot (Art. 20 Abs. 3 des 
Grundgesetzes) verstößt, soweit diese Vorschrift die rückwirkende 
Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 5 und 6 EStG i.d.F. des 
AbzStEntModG für Wirtschaftsjahre anordnet, die nach dem 
31.12.1998 beginnen. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 007/24. 
 
 
 
 
Der Ausschluss eines luxemburgischen Spezialimmobilienfonds 
von der persönlichen Steuerbefreiung des § 11 Abs. 1 Satz 2 des 
Investmentsteuergesetzes 2004 verstößt gegen die 
Kapitalverkehrsfreiheit (Anschluss an Urteil des Gerichtshofs der 
Europäischen Union L Fund vom 27.04.2023 - C-537/20, 
EU:C:2023:339, Internationales Steuerrecht 2023, 355); die 
Steuerbefreiung ist bei einer Veranlagung mittels 
geltungserhaltender Reduktion des nationalen Rechts zu 
gewähren. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Ein Fahrtenbuch muss in geschlossener Form geführt werden. 
Eine mit Hilfe eines Computerprogramms erzeugte Datei genügt 
diesen Anforderungen nur, wenn nachträgliche Veränderungen an 
den zu einem früheren Zeitpunkt eingegebenen Daten nach der 
Funktionsweise des verwendeten Programms technisch 
ausgeschlossen sind oder zumindest in ihrer Reichweite in der 
Datei selbst dokumentiert und offen gelegt werden (Bestätigung 
des Urteils des Bundesfinanzhofs vom 16.11.2005 - VI R 64/04, 
BFHE 211, 513, BStBl II 2006, 410). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Vorlagebeschluss IV R 
13/22: 
Tonnagebesteuerung - 
Vorlage an das BVerfG  
 
 
 
 
 
 
 
19. Oktober 2023 
 

Urteil I R 23/23 (I R 
33/17): 
Unionsrechtmäßigkeit 
der 
Fondsbesteuerung 
nach dem InvStG 2004 
 
 
 
 
 
11. Oktober 2023 
 

 

 
Beschluss VI B 37/23: 
Zu den Anforderungen 
an ein elektronisches 
Fahrtenbuch 
 
 
 
 
 
 
 
12. Januar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410010/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/tonnagebesteuerung-vorlage-an-das-bverfg-zur-frage-der-verfassungsmaessigkeit-der-rueckwirkenden-besteuerung-bei-unentgeltlicher-rechtsnachfolge/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410009/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450011/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Verzicht des Gesellschafters auf unter Nennwert erworbene 
Genussrechtsforderung 
Erwirbt der Gesellschafter eine Genussrechtsforderung gegen die 
Personengesellschaft unter Nennwert und verzichtet er im Anschluss auf den die 
Anschaffungskosten übersteigenden Teil der Forderung, entsteht im 
Gesamthandsbereich ein "Wegfallgewinn", der aus der Minderung der 
Verbindlichkeit resultiert. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG. Sie ist Teil einer Firmengruppe, deren 
Organträger sie ist. Komplementär ist die H GmbH, Kommanditistinnen sind die H 
Unternehmensverwaltung GmbH (80 %), die XAV AG (10 %) und die XLV AG (10 
%). Im Jahr 2004 schloss die Klägerin mit der E LP (Channel Islands) und der P 
LP (Channel Islands) jeweils eine Genussrechtsvereinbarung (GRV) ab, mit der 
die Gläubiger der Klägerin (Kreditnehmer) einen Vorschuss von 10 Mio. EUR 
bzw. 18 Mio. EUR gewährten (nachfolgend: P). Die Verbindlichkeiten aus den 
GRV wurden von der Klägerin mit ihrem Nennwert von insgesamt 28 Mio. EUR in 
der Gesamthandsbilanz passiviert. 
Laut der Klägerin hatten Ihre Gesellschafter aufgrund der anhaltenden Verluste 
im Rahmen umfassender Finanzierungsgespräche mit externen Kapitalgebern 
Forderungen eines Kapitalgebers gegen die Klägerin mit einem Nennwert von 28 
Mio. EUR über das inzwischen von den Gesellschaftern der Klägerin gegründeten 
gemeinsamen Finanzierungsvehikels C Finanz GmbH & Co. KG (C) für einen 
Kaufpreis von 14 Mio. EUR erworben. Sodann habe die C auf einen Teilbetrag 
der Forderungen von 14 Mio. EUR verzichtet. Steuerlich liege wegen der 
ertragsteuerlichen „Volltransparenz“ der C insoweit ein Darlehensverzicht der 
Gesellschafter vor. Dieser sei nicht erfolgswirksam; der insoweit auf Ebene der 
Klägerin erzielte handelsrechtliche Ertrag (aus dem Wegfall von 
Verbindlichkeiten) von 14 Mio. EUR sei steuerlich in einen steuerlichen 
Ausgleichsposten in der Steuerbilanz einzustellen. Dem folgte das Finanzamt 
jedoch nicht: Handelsrechtlich sei der Vorgang zutreffend als Ertrag verbucht 
worden. Entsprechend § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG sei das handelsrechtliche 
Jahresergebnis Grundlage der steuerlichen Gewinnermittlung. Eine Veranlassung 
für eine steuerliche Korrektur sei nicht gegeben. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Die Auslegung des Finanzgerichts, der (teilweise) Forderungsverzicht sei von den 
Gesellschaftern der Klägerin nach dem Erwerb der betreffenden Forderungen 
ausgesprochen worden, ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. 
Das Finanzgericht ist jedoch zu Unrecht davon ausgegangen, dass der im 
Gesamthandsbereich der Klägerin durch den Forderungsverzicht ausgelöste 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228378/verzicht-auf-eine-zuvor-unter-nennwert-erworbene-forderung-durch-kg-gesellschafter/
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Ertrag durch die Bildung eines steuerlichen Ausgleichspostens neutralisiert 
werden konnte. 
Durch den Forderungsverzicht in Höhe von 14 Mio. € war die in der 
Gesamthandsbilanz der Klägerin mit 28 Mio. € ausgewiesene Verbindlichkeit in 
entsprechender Höhe auszubuchen. Aus der Minderung dieses Passivpostens 
um 14 Mio. € entsteht ein entsprechender Ertrag. Einer besonderen 
Rechtsgrundlage dafür, den Ertrag aus der Erhöhung des steuerlichen 
Betriebsvermögens als steuerpflichtig zu behandeln, bedarf es nicht. 
Der mit dem Wegfall der Verbindlichkeit einhergehenden Erhöhung des 
Gesamthandsvermögens steht keine Einlage oder "Quasi-Einlage" der 
Gesellschafter der Klägerin gegenüber. Auf die Fragen der betrieblichen oder 
gesellschaftlichen Veranlassung des Forderungsverzichts und der Werthaltigkeit 
der Forderung kommt es nicht an. 
Die Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung stehen dem nicht entgegen. 
Der Ertrag kann auch nicht durch die Bildung eines steuerlichen 
Ausgleichspostens neutralisiert werden. 
Eine Rechtsgrundlage für die Bildung eines Ausgleichsposten ist nicht ersichtlich. 
Eine solche ergibt sich -entgegen der Ansicht der Klägerin- auch nicht aus § 60 
Abs. 2 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV). Eine materiell-
rechtliche Rechtsgrundlage für einen steuerlichen Ausgleichsposten ist in § 60 
Abs. 2 EStDV nicht zu erblicken. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 16. November 2023 (IV R 28/20), veröffentlicht am 26. Januar 
2024. 
 
EuGH: Mehrwertsteuerschuld bei Ausstellung von Scheinrechnungen durch 
Arbeitnehmer des Unternehmers 
In einem polnischen Fall hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass ein 
Arbeitnehmer, der die Daten seines Arbeitgebers verwendet, um falsche 
Rechnungen auszustellen, den darin ausgewiesenen Steuerbetrag schuldet. Dies 
gilt allerdings nur dann, wenn der mehrwertsteuerpflichtige Arbeitgeber die 
zumutbare Sorgfalt an den Tag gelegt hat, um das Handeln seines Arbeitnehmers 
zu überwachen. 
Ausgangslage 
Der aktuelle Fall vor dem EuGH aufgrund eines polnischen 
Vorabentscheidungsersuchens betraf eine zusätzliche Steuerschuld wegen eines 
unberechtigten Steuerausweises. Dabei ging um die Haftung eines 
Unternehmens für seine Arbeitnehmer, die ohne sein Wissen in organisierter und 
krimineller Weise vorsätzlich mitgeholfen haben, dass andere Steuerpflichtige 
einen Mehrwertsteuerbetrug begehen konnten. 
Sachverhalt 
Im Ausgangsverfahren haben Tankstellenmitarbeiter weggeworfene 
Zahlungsbelege eingesammelt und dann neue Rechnungen mittels eines zweiten 
„Buchungssystems“ über die dort genannten Treibstoffmengen erstellt und an 
Interessenten verkauft. Diese haben die Beträge für Treibstofflieferungen (die so 
nie stattgefunden haben) für den Vorsteuerabzug im Rahmen der 
Mehrwertsteuererklärung und wohl auch für den Betriebsausgabenabzug im 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410004/
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ZUM SEMINAR 

Rahmen der Ertragsteuererklärung genutzt. Der polnische Staat konnte bei den 
Betrügern nicht den gesamten Mehrwertsteuerschaden beheben. Die 
Finanzverwaltung forderte vom Kläger die Umsatzsteuer, da der Betrug der 
Mitarbeiterin dem Unternehmen zuzurechnen sei, auch weil Mängel in der 
Organisation des Klägers diesen begünstigt hätten. 
Konkret steht die Auslegung von Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtlinie im 
Fokus. Dieser soll der Gefahr eines unberechtigten Vorsteuerabzugs des 
Rechnungsempfängers durch eine korrespondierende Steuerschuld des 
Rechnungsaustellers begegnen. 
Entscheidung des EuGH 
Der EuGH stellt fest, dass die Mehrwertsteuer nicht vom scheinbaren Aussteller 
einer falschen Rechnung (dem Arbeitgeber) geschuldet werden kann, wenn er 
gutgläubig ist und die Finanzverwaltung die Identität der Person, die diese 
Rechnung tatsächlich ausgestellt hat, kennt. In einem solchen Fall ist es diese 
Person, die zur Entrichtung der Mehrwertsteuer verpflichtet ist. Eine andere 
Auslegung liefe dem Ziel der Mehrwertsteuerrichtlinie zuwider, 
Steuerhinterziehungen zu bekämpfen, und wäre unvereinbar damit, dass eine 
betrügerische Berufung auf die Bestimmungen des Unionsrechts unzulässig ist. 
Um als gutgläubig angesehen zu werden, muss der Arbeitgeber die zumutbare 
Sorgfalt an den Tag legen, um das Handeln seines Arbeitnehmers zu 
überwachen und dadurch zu verhindern, dass seine Daten für die Ausstellung 
falscher Rechnungen verwendet werden. Wird eine solche Sorgfalt nicht 
nachgewiesen, ist der Arbeitgeber als die Person anzusehen, die zur Zahlung der 
in den betrügerischen Rechnungen ausgewiesenen Mehrwertsteuer verpflichtet 
ist. Es ist Sache der Finanzverwaltung oder des nationalen Gerichts, unter 
Berücksichtigung aller relevanten Umstände zu beurteilen, ob der Arbeitgeber 
eine solche Sorgfalt an den Tag gelegt hat. 
Fundstelle 
EuGH, Urteil vom 30. Januar 2024 (C-442/22), Dyrektor Izby Administracji 
Skarbowej w Lublinie (Fraude d’un employé); Pressemitteilung Nr. 22/24 des 
EuGH vom 30. Januar 2024. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
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Webcast, 7.2. und 21.03.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 
 

https://www.pwc-events.com/connected-tax-compliance
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=282265&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1116500
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=282265&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1116500
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=282265&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1116500
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2024-01/cp240022de.pdf
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/241681/ecj-vat-liability-of-employee-issuing-fake-invoices-in-the-name-of-employer/
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Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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